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Antrag 

der Abgeordneten Wolfgang Bierstedt, Eva-Maria Bulling-Sch röter, Dr. Dagmar 
Enkelmann, Hanns-Peter Hartmann, Dr. Barbara Höll, Dr. Heidi Knake-Werner, Rolf 
Köhne, Rolf Kutzmutz, Dr. Christa Luft, Dr. Günther Maleuda, Manfred Müller 
(Berlin), Dr. Uwe-Jens Rössel, Dr. Winfried Wolf, Dr. Gregor Gysi und der Gruppe 
der PDS 


Konsequente Ausrichtung der staatlichen Instrumente zur Förderung der 
wirtschaftlichen Tätigkeit auf Beschäftigungswirksamkeit 


Der Bundestag wolle beschließen: 


I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Die Geltung von Artikel 14 Abs. 2 des Grundgesetzes ist derzeit in 
der Bundesrepublik Deutschland nicht mehr uneingeschränkt ge- 
währleistet. Im Hinblick auf Artikel 115 Abs. 1 Satz 2 Grundgesetz 
ist das gesamtwirtschaftliche Gleichgewicht in der Bundesrepu- 
blik Deutschland nachhaltig und auf absehbare Zeit gestört. Bund 
und Länder erfüllen mit ihren wirtschafts- und finanzpolitischen 
Maßnahmen schon seit Jahren nicht mehr § 1 des Gesetzes zur För- 
derung der Stabilität und des Wachstums der Wirtschaft vom 8. Juni 
1967. 

Kardinalproblem stellt dabei die eskalierende Massenarbeitslo- 
sigkeit mit ihren Auswirkungen auf die soziale Stabilität der Ge- 
sellschaft, auf Einnahmen und Ausgaben der öffentlichen Hand 
und der Sozialversicherungssysteme dar. Mit zeitweise 4,7 Millio- 
nen registrierten Erwerbslosen, tatsächlich zwischen 6 und 8 Mil- 
lionen Erwerbswilligen oder -fähigen ohne regulären Arbeitsplatz, 
erreicht die Massenarbeitslosigkeit 1997 einen Nachkriegsrekord. 

Diese Entwicklung wird sich ohne radikale Veränderungen der Po- 
litik der Bundesregierung in den kommenden Jahren weiter fort- 
setzen. Eine Untersuchung des Prognos-Instituts Basel ergab, daß 
bei Beibehaltung der gegenwärtigen poütischen Rahmenbedin- 
gungen selbst bei einem Wachstum des Bruttosozialproduktes bis 
zum Jahr 2005 um 20 % in diesem Zeitraum per saldo weitere 
400 000 Arbeitsplätze abgebaut werden dürften. Allein 1996 nahm 
die Zahl der Arbeitsplätze in der Bundesrepublik Deutschland 
saldiert um 404 000 auf rd. 34,5 Millionen ab. 

Während einerseits die Chancen auf einen Erwerbsarbeitsplatz 
ständig abnehmen, bleibt viel gesellschaftlich erforderliche Arbeit 
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- beispielsweise im soziokulturellen oder im Umweltbereich - 
mangels Bezahlbarkeit unerledigt. Während die Handlungsspiel- 
räume der öffentlichen Hand aufgrund der wachsenden Staats- 
verschuldung immer kleiner werden, explodieren die privaten, 
nicht beschäftigungswirksam, sondern weitgehend spekulativ an- 
gelegten privaten Vermögen. Ziel der Bundespolitik muß es daher 
sein, diese gewaltigen Vermögenswerte einer bloßen Kapitalver- 
mehrung zu entziehen und sie in weit höherem Maße als bisher 
für die Entwicklung des Lebens- und Arbeitsstandortes Bundes- 
republik Deutschland zu erschließen. 

Die auf einer Umverteilungs-, Liberalisierungs- und Deregulie- 
rungsideologie beruhende Arbeitsmarkt- und Wirtschaftspolitik 
der Bundesregierung seit 1982 ist vollständig gescheitert und hat 
die Bundesrepublik Deutschland in die größte gesellschaftliche 
Krise ihrer bisherigen Geschichte geführt: 

1. Die Steuersenkungen auf Unternehmensgewinne und Privat- 
vermögen, die dadurch wachsenden frei verfügbaren Geld- 
mittel mündeten nicht in ein Mehr an beschäftigungswirksa- 
men Investitionen. 

Vielmehr führten die Kompensation solcher Steuersenkungen 
durch höhere Abgaben auf Einkommen abhängig Beschäftig- 
ter und Verbrauch sowie tendenziell rückläufige öffentliche In- 
vestitionen zu einer anhaltenden Schädigung der Binnen- 
nachfrage, welche den Arbeitsplatzabbau sogar weiter 
beschleunigte. Von 1980 bis 1995 nahmen die Nettogewinne 
der Unternehmen preisbereinigt um 116 % zu - die Nettolöhne 
der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer stiegen zugleich 
nur um 1,4 %. Die Geldvermögen privater Haushalte beliefen 
sich Ende 1996 auf 4,955 Billionen DM, sie wuchsen innerhalb 
eines Jahres um 6,4 %. Von ihnen waren nur 13,9 % in Aktien 
oder Investmentzertifikaten angelegt. Auch die Geldvermögen 
von Produktionsunternehmen stiegen innerhalb von Jahresfrist 
um 220,8 Mrd. auf 2,6387 Billionen DM. 

Der dennoch nur schwach entwickelte freie Kapitalmarkt, ins- 
besondere für kleine und mittlere Unternehmen, sowie inno- 
vative Produktideen, würde sich auch bei weiter anwachsen- 
den Anreizen für Kapitalanlagen nur schwerlich vergrößern 
lassen. 

Denn, historisch bedingt und politisch gewollt, haben zentra- 
le Geldsammelstellen in Form von Banken und Versicherun- 
gen mit ihrer Rolle als Kreditgeber, (Mit)eigentümer, Kontrol- 
leure und ggf. Depotstimmrechts- Ausübende gebündelten und 
damit dominierenden Einfluß auf jede unternehmerische 
Tätigkeit erlangt. Allein die fünf größten Banken vereinten 
1996 eine Bilanzsumme von rd. 2,6 Billionen DM, eine Summe, 
die fast drei Vierteln des deutschen Bruttoinlandsproduktes 
entspricht. Das Management von fünf Großbanken und zwei 
mit ihnen verflochtenen Versicherungsgesellschaften - Deut- 
sche Bank, Dresdner Bank, Commerzbank, WestLB, Bayerische 
Vereinsbank, Allianz, Münchner Rück - beherrscht weitgehend 
das Wirtschaftsleben der Bundesrepublik Deutschland. Ent- 
scheidungen der Banken werden am ehesten noch durch die 
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Anleger großer Geldmengen beeinflußt - also in wachsendem 
Maße durch die Großkonzerne, wie Daimler Benz, Siemens, 
VW, VEBA, RWE oder Hoechst mit ihren immens anschwel- 
lenden liquiden Mitteln. Der Einfluß dieses kartellähnlich mit- 
einander verwobenen Finanz -Imperiums wird durch die nach 
wie vor bestehende steuerliche Besserstellung von Fremd- 
gegenüber Eigenkapital und unzureichende Bedeutung von 
eigenkapitalbildenden staatlichen Förderinstrumenten noch 
verstärkt. 

Einer breiteren Beteiligung am Produktivvermögen steht in 
der Bundesrepublik Deutschland aber außerdem die extrem 
ungleiche generelle Vermögensverteilung entgegen: 1993 
verfügten 5 % der westdeutschen Haushalte über 31 % des 
gesamten dortigen Bruttogeldvermögens bzw. 10 % der west- 
deutschen Haushalte über 50 % des gesamten Vermögens, 
während andererseits 25 % aller dortigen Haushalte nur 1 % 
des Bruttogeldvermögens bzw. 50 % nur 2,5 % des Gesamt- 
vermögens auf sich vereinen konnten - eine Vermögenspola- 
risierung, deren Ausmaß auch von der Bundesregierung 
„grundsätzlichbestätigt" wird (vgl. Drucksache 13/3885 S. 14). 

Die Bundesregierung muß mit ihrer Politik Artikel 14 Abs. 2 
Grundgesetz endlich wieder ernst nehmen, indem die natürli- 
chen und juristischen Personen entsprechend ihrer Leistungs- 
fähigkeit stärker zum Wohle der Allgemeinheit herangezogen 
werden, anstatt politisch weiterhin auf immer größere ver- 
meintliche Anreize für Investoren und Anleger zu setzen. 

2. Der bisherige Privatisierungs- und Deregulierungskurs der 
Bundesregierung bei staatlichen Beteiligungen und öffentli- 
chen Aufgaben mündet nicht in mehr Arbeitsplätze und für die 
Bürgerinnen und Bürger sinkende Gebühren/Preise, da auf- 
grund der herrschenden Wirtschafts- und Finanzstruktur nicht 
mehr Wettbewerb entsteht, sondern in aller Regel lediglich 
staatliche durch private Monopole, bestenfalls Oligopole aus- 
getauscht werden können. So erwirtschafteten die drei großen 
Energiemonopole der Bundesrepublik Deutschland - VEBA, 
RWE und VIAG - 1996 rd. 6 Mrd. DM Gewinne, für die sie neue 
Anlagesphären, u. a. in der Telekommunikation und Entsor- 
gung, suchen. 

Kreative Existenzgründerinnen und Existenzgründer, Mana- 
gerinnen und Manager, Eigentümerinnen und Eigentümer 
kleiner sowie mittlerer Unternehmen bleiben bei der Über- 
nahme bisher von der öffentlichen Hand erbrachter Leistun- 
gen chancenlos, da sie zwar über das erforderliche Know-how, 
nicht aber über hinreichende Kapitalkraft verfügen. Zugleich 
verengen sich durch diesen Privatisierungskurs die politischen 
und finanziellen Handlungsspielräume der Kommunen ent- 
scheidend. 

3. Die bisherige Regionalpolitik führte trotz enormen Mittelein- 
satzes von jährlich zweistelligen Milliardenbeträgen zu keiner 
signifikanten Angleichungen der wirtschaftlichen und sozia- 
len Verhältnisse zwischen den Regionen. Die eingesetzten Mit- 
tel versickern, weil sie weitgehend konzeptionslos und auf 
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kurzfristige, dadurch häufig kurzzeitige Beschäftigungswir- 
kungen abhebend vergeben werden und reine Mitnahme- 
Effekte dominierend wurden. Es gelang dadurch bisher nur 
unzureichend, zukunftsfähige, dauerhaft beschäftigungswirk- 
same wirtschaftliche Strukturen zu entwickeln oder wiederzu- 
beleben. 

Die in der Praxis sehr häufige Trennung von Wohn- bzw. Ge- 
schäftssitz der oder des Steuerpflichtigen einerseits und Stät- 
te der Wertschöpfung oder Arbeitsort andererseits führen bei 
der tatsächlichen kommunalen bzw. regionalen Verfügbarkeit 
von Einnahmen aus Einkommens-, Gewerbe- und Grundsteu- 
ern leicht zu Konstellationen, die regionalpolitische Intentio- 
nen von Fördermaßnahmen der öffentlichen Hand nicht un- 
terstützen, sondern sogar konterkarieren. 

Beispielsweise hinsichtlich der Gemeinschaftsaufgabe „Ver- 
besserung der regionalen Wirtschaftsstruktur'' stellt die Bun- 
desregierung in ihrem jüngsten Subventionsbericht selbst fest: 
„Die systematische Überprüfung der Förderbedürftigkeit von 
Regionen läßt - wie jeder andere Ansatz einer Zielerrei- 
chungskontrolle - keine sicheren Angaben darüber zu, ob und 
inwieweit eine festgestellte Annäherung der Förderregionen 
an das Niveau der Nichtförderregionen dem Einsatz des GA- 
Instrumentariums zuzurechnen ist" (Drucksache 13/2230 
S. 36). Das ifo-Institut München konstatiert in einer im April 
1997 vorgelegten Studie, es gäbe keinen Beleg für die These, 
daß die von der EU jährlich aufgebrachten Struktur-Förder- 
mittel von über 13 Mrd. ECU die wirtschaftliche Entwicklung 
der strukturschwachen Gebiete hinsichtlich der Steigerung des 
Brutto-Inlandsproduktes beschleunigt hätte. Die heutigen 
Wachstumsraten dieser Regionen und das gegenwärtige För- 
dervolumen auch für die Zukunft unterstellt, würde sich der 
heutige Entwicklungsrückstand dieser Gebiete gegenüber den 
wirtschaftlichen Zentren selbst innerhalb von 40 Jahren nur 
halbieren. 

Das gilt auch im Agrarbereich. Die eingesetzten Mittel haben 
den Verdrängungsprozeß bei den landwirtschaftlichen Unter- 
nehmen beschleunigt. Ganze Regionen drohen zu veröden. Die 
Flächenstillegungs-Programme beispielsweise haben in ein- 
zelnen Gebieten durch Zerstörung der Fruchtfolgen zur Ver- 
schlechterung der Umweltsituation geführt. Obwohl die Ex- 
tensivierung - z.B. durch Förderung der Mutterkuh-Haltung 
oder der ökologischen Landwirtschaft - bezuschußt wird, 
schreitet die arbeitsplatzvernichtende Intensivierung der Pro- 
duktion dennoch fort. Die Zahl der in der Landwirtschaft der 
EU Beschäftigten ist von 1991 bis 1995 um 16 % zurückge- 
gangen. Viele dieser 1,33 Millionen bisherigen Arbeitskräfte 
haben das Heer der Arbeitslosen vergrößert. 

Dennoch kann und darf auf Regionalpolitik nicht verzichtet 
werden. So belegt der aktuelle „Fünfte Bericht zur Lage der 
Regionen in der Gemeinschaft", daß von 1989 bis 1993 durch 
die Strukturinterventionen der EU rd. 800 000 Arbeitsplätze 
direkt oder indirekt geschaffen wurden. Er belegt ferner, daß 
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in Regionen, die vom Wandel der Industriestrukturen beson- 
ders betroffen sind und deshalb gemäß Ziel 2 der EU-Struk- 
turpolitik gefördert wurden, die Arbeitslosigkeit überpropor- 
tional zurückging, aber gleichzeitig sich der Abstand dieser 
Regionen zum EU-Durchschnitt hinsichtlich Pro-Kopf-Ein- 
kommen weiter vergrößerte (von 96 % in 1986 auf 94 % in 
1993). Diese Entwicklung ist nur scheinbar paradox; Bewirkt 
doch die durch Strukturförderung in benachteiligten bzw. 
zurückgebliebenen Regionen einen Nachfrageschub nach 
Investitionsgütern, der sich insbesondere auch in Nichtförder- 
gebieten arbeitsplatzsichernd und -schaffend niederschlägt. 
So kamen von 100 ECU, die von 1986 bis 1990 aus EU-Struk- 
turfonds nach Portugal geflossen sind, 48 ECU in Form von 
Aufträgen in die Geber-Länder, also auch die Bundesrepublik 
Deutschland, zurück. 

Diese für die EU-Ebene belegten Zusammenhänge können 
ebenfalls in der Bundesrepublik Deutschland hinsichtlich der 
Wirkungen von öffentlichen Fördermitteln in den neuen Bun- 
desländern und Problemregionen des Altbundesgebietes vor- 
ausgesetzt werden. Nicht zuletzt aufgrund ihrer flächen- 
deckenden Wirkung ist Regionalpolitik eine unverzichtbare, 
tragende Säule der Förderung beschäftigungswirksamer wirt- 
schaftlicher Tätigkeit durch die öffentliche Hand. Damit sie die- 
ser Rolle künftig besser gerecht wird, muß sie auf völlig neue 
Grundlagen gestellt werden, indem sich der Umfang der För- 
derung konsequent am Grad der Unterbeschäftigung und die 
Art der Förderung an den konkreten Entwicklungspotentialen 
des zu fördernden Gebiets bemessen. 

4. Die arbeitsmarktpolitischen Instrumente des Arbeitsförde- 
rungsgesetzes werden dem sozialen und wirtschaftlichen Cha- 
rakter anhaltender struktureller Massenarbeitslosigkeit nicht 
gerecht. Insbesondere die personenbezogenen Förderinstru- 
mente und -kriterien sind aufgrund unzureichender Projektori- 
entierung zu kurzfristig angelegt und kollidieren zwangsläufig 
mit einer nur mittel- und langfristig anlegbaren Struktur- und 
Regionalpolitik. Dies führt gerade in den neuen Bundesländern 
dazu, daß in großem Maße Qualifizierungsmaßnahmen, teil- 
weise aber auch mit ABM-Mitteln und Lohnkostenzuschüssen 
geförderte Maßnahmen, nur eine mit enormem Mitteleinsatz er- 
kaufte zeitweilige Verschleierung von Arbeitslosigkeit darstel- 
len und nicht dazu beitragen, den arbeitslosen Frauen und Män- 
nern wie auch der regionalen wirtschaftlichen Entwicklung eine 
mittel- und langfristige Perspektive zu eröffnen. Qualifizierung 
am regionalen Bedarf vorbei, fehlende langfristige Mittel-Si- 
cherung bzw. erzwungene Personal-Rotation bei ABM-Projek- 
ten und Mitnahme-Effekte der Unternehmen bei Lohnkosten- 
zuschüssen ohne längerfristige Arbeitsplatz-Sicherheit für die 
Begünstigten sind häufig das Ergebnis. 

Neben der unstetigen Mittelbereitstellung im Haushalt der 
Bundesanstalt für Arbeit und durch den Bund verhindert in den 
letzten Jahren die immer enger an einer „Wiedereingliede- 
rung' 1 in den vorhandenen „Ersten Arbeitsmarkt" ausgerich- 
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tete Individualförderung, daß die arbeitsmarktpolitischen 
Instrumente ihre mögliche Brückenfunktion zwischen ver- 
schiedenen Politikbereichen, Handlungsebenen und betriebs- 
sowie volkswirtschaftlichen Erfolgskriterien immer weniger 
ausfüllen können. 

Arbeitsmarktpolitische Instrumente, die auf die Förderung von 
Personengruppen zielen, die in ihrem Zugang zum Arbeits- 
markt diskriminiert werden, wie z.B. Frauen, Menschen mit 
Behinderungen, Migrantinnen und Migranten, bleiben auch 
künftig unverzichtbar. Sie laufen jedoch ins Leere, wenn die 
arbeitsmarktpolitischen Mittel insgesamt nicht stärker auf die 
Schaffung zusätzlicher Dauer- Arbeitsplätze orientiert werden. 

5. Das finanzpolitische Gleichgewicht zwischen Bund einerseits 
und den Ländern sowie Kommunen andererseits ist nachhal- 
tig gestört. Der Bund hat in den letzten Jahren ständig neue 
Aufgaben an Länder und Kommunen übertragen, ohne insbe- 
sondere den Kommunen zugleich die zu deren Erfüllung 
erforderlichen Finanzmittel bereitzustellen. Die Städte und 
Gemeinden würden heute über ca. 86 Mrd. DM höhere jähr- 
liche Einnahmen verfügen, wenn das Steuerrecht von 1980 
noch gültig wäre. Von den jährlichen Steuereinnahmen in der 
Bundesrepublik Deutschland in Höhe von insgesamt rd. 
800 Mrd. DM gelangen im Jahr 1997 lediglich 12 % in die Kas- 
sen der Kommunen, 1980 waren es noch etwa 18 %. Wirt- 
schafts- und arbeitsmarktpolitische Entscheidungen sind umso 
effektiver, je näher sie am Ort ihres Wirksamwerdens gefällt 
werden. Ländern und Kommunen fehlen aber mangels Mittel- 
ausstattung bzw. wegen Zweckgebundenheit der Zuweisun- 
gen entsprechende Handlungsspielräume. Gerade die Kom- 
munen schaffen durch die Bereitstellung der entsprechenden 
Infrastruktur eine der notwendigen Voraussetzungen für den 
Erhalt und den Ausbau wirtschaftlicher Standorte. Aufgrund 
der desolaten Finanzlage können sie ihren Aufgaben jedoch 
immer weniger nachkommen. Spürbar rückläufig entwickeln 
sich die kommunalen Investitionen. Ihr Anteil an den Kommu- 
nalausgaben sank seit 1980 von 30 auf derzeit 15 %. Andere 
regionale wirtschaftliche Akteure - wie Industrie- und Han- 
delskammern, Handwerkskammern, Arbeitsämter, Gewerk- 
schaften, Betriebsräte, Arbeitsloseninitiativen oder die Regio- 
nalstellen „Frauen und Beruf" - sind in Entscheidungen völlig 
unzureichend einbezogen. 

Diese Probleme werden sich beim Vollzug der westeuropäi- 
schen Wirtschafts- und Währungsunion in der geplanten Form 
noch zuspitzen. Die administrativen Spielräume nationaler 
Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik werden sich dabei 
zwangsläufig dauerhaft verengen. Das trifft in noch höherem 
Maße auf die Bundesländer, Regionen und Kommunen zu, da 
es im Zusammenhang mit dem „Stabilitätspakt" im Bundes- 
ministerium der Finanzen Konzepte gibt, durch Aufteilung der 
Defizite und der durch diese verursachten eventuellen Sank- 
tionen der EU sowie durch Limitierung einer Neuverschuldung 
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für alle öffentlichen Etats die Haushaltsautonomie auszuhe- 
beln. 

Eine Stärkung der Kompetenz der Länder und Kommunen - 
administrativ wie fiskalisch -, um regional eine effiziente För- 
derung zur Bekämpfung der Massenarbeitslosigkeit betreiben 
zu können, ist aber ebenso elementare Voraussetzung für ein 
Gelingen der Wirtschafts- und Währungsunion, wie es eine 
Harmonisierung bestimmter Steuern, arbeitsmarktpolitischer, 
sozialer und Umwelt- Standards auf hohem Niveau innerhalb 
der EU neben der Sicherung von Geldwertstabilität sind. Ohne 
Erfüllung dieser Voraussetzungen ist eine Wirtschafts- und 
Währungsunion von vornherein zum Scheitern verurteilt. 

6. Die gegenwärtige Forschungs- und Technologiepolitik ist ein- 
seitig auf Technologien zur maximalen Kapitalverwertung aus- 
gerichtet. In ihr werden ökologische Probleme und die neuen 
Chancen der Produktivkraftentwicklung für einen höheren 
Grad der Selbstbestimmung und -Verwirklichung in der Er- 
werbsarbeit völlig unzureichend beachtet. Die Möglichkeiten 
demokratischer Einflußnahme auf technologische Entwicklun- 
gen, die Arbeit und Leben der Menschen einschneidend be- 
einflussen, sind minimal. Das Innovationspotential, insbeson- 
dere Leistungen für Bildung und Forschung, wurde in den 
letzten Jahren spürbar geschwächt. Mit dem Bundeshaushalt 
1997 sanken die Forschungsausgaben zum sechsten Mal in 
Folge. Im Jahresdurchschnitt sind seit 1992 die Haushalts- 
ausgaben für Forschung und Bildung um 2 bis 3 % zurück- 
gegangen. Dabei hat sich die Konzentration der Forschungsför- 
derung auf die großen Konzerne noch verstärkt. Deutschland 
ist hinsichtlich des Anteils der Ausgaben für Forschung und 
Technologie am Bruttoinlandsprodukt unter den OECD-Staa- 
ten von Platz drei Anfang der 80er Jahre auf Platz sechs in 1996 
zurückgefallen. Dieser Anteil sank von 3,2 % in 1982 über 2,8 
in 1989 auf 2,25 % in 1996. 

Die Zahl der arbeitslosen oder berufsfremd eingesetzten For- 
scherinnen und Forscher sowie ingenieurtechnisch Tätigen 
stieg in den letzten Jahren in Ost- und Westdeutschland be- 
trächtlich an. Das Potential insbesondere industrienaher For- 
schung in den neuen Bundesländern wurde im Ergebnis der 
Vereinigungspolitik fast vollständig zerschlagen. 

Diese negativen Trends müssen unbedingt umgekehrt werden. 

7. Die bisherige Wirtschaftsförderpolitik ist in ihren Arbeitsplatz- 
ergebnissen - gemessen an den eingesetzten steuerlichen und 
direkten Subventionen in Größenordnung jährlich zweistelli- 
ger Milliarden-Beträge - niederschmetternd. Förderung zur Si- 
cherung bestehender Arbeitsplätze ist legitim und notwendig. 
Die, gemessen am Gesamtvolumen, überwiegende Bezu- 
schussung von Rationalisierungsinvestitionen kann jedoch 
nicht länger hingenommen werden. Gleichzeitig führt die jet- 
zige Struktur der Wirtschaftsförderung und ihre Vergabepraxis 
zu einer mittelbaren Diskriminierung von Frauen. Sie partizi- 
pieren - gemessen an ihrem Anteil an den Erwerbspersonen - 
nur unterproportional an den Fördermitteln. Formal ist Wirt- 
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Schaftsförderung geschlechtsneutral - real dienen solche Sub- 
ventionen, so sie überhaupt Arbeitsplatzeffekte haben, über- 
wiegend der Sicherung bzw. Schaffung von Arbeitsplätzen, die 
Männer innehaben. 

Steuerliche Vergünstigungen und mit dem Steuerrecht ver- 
bundene Subventionen - zu nennen sind insbesondere die 
großzügigen Abschreibungs- und Rückstellungsmöglich- 
keiten im deutschen Körperschaftssteuerrecht sowie die Son- 
derabschreibungen gemäß Fördergebietsgesetz, aber auch 
Investitionszulagen - verpuffen aufgrund des ihnen innewoh- 
nenden Gießkannenprinzipes hinsichtlich der Arbeitsplatz- 
wirkungen weitgehend bzw. sind für tatsächlich hilfsbedürfti- 
ge Unternehmen mangels eigenem Gewinn von vornherein 
nicht nutzbar. Im Jahre 1996 wurden der gewerblichen Wirt- 
schaft und dem Wohnungsbau insgesamt über 32,7 Mrd. DM 
Steuer erlassen, darunter über 12,7 Mrd. DM für betriebliche 
Abschreibungsvergünstigungen und Rücklagen. Dem standen 
für diese Sektoren (ohne Steinkohle-Hilfen) nur knapp 
12,8 Mrd. DM direkte Subventionen in Form von Zuschüssen 
oder Zinsverbilligungen auf Kredite gegenüber. 

Das Prinzip des flächendeckenden Versickerns gilt jedoch bis- 
her auch weitgehend bei Zuschüssen und Krediten. Weniger 
regionale bzw. sektorale Förderschwerpunktsetzung, sondern 
allein die Förderwürdigkeit aufgrund der abstrakten Förder- 
kriterien ist entscheidend für die Mittelvergabe, was die Ar- 
beitsplatzwirksamkeit und -beständigkeit solcher Hilfen von 
vornherein einschränkt. 

Der Verlust der Fördermittel für die ostdeutschen Werften bei 
der Bremer Vulkan ist nur die Spitze des Eisberges an Sub- 
ventionsmißbräuchen, die zudem durch unzureichende Kon- 
trolle der Mittelverwendung begünstigt wird. 

Das Grundproblem der herrschenden Förderphilosophie, Mit- 
tel auszureichen, ohne in die unternehmerische Freiheit durch 
Kontrolle vor Ort eingreifen zu können und zu wollen, sollte 
bisher durch rigide vertragliche Zweckbindung der auszurei- 
chenden Mittel und das sog. Hausbankprinzip geheilt werden. 
Rigide Zweckbindung macht Förderung aufgrund der erwar- 
tungsgemäß starken Marktveränderungen während des rela- 
tiv langen Förderzeitraumes jedoch unattraktiv und gefährdet 
ggf. sogar den Förderzweck, erhöht das Risiko, daß öffentliche 
Mittel notleidend werden, das Haushaltsrisiko für die öffentli- 
che Hand steigt. Hausbanken sind aufgrund ihres objektiven 
Eigeninteresses - Ausreichung eigener Kredite, Risikoscheue 
aufgrund naturgemäß rein betriebswirtschaftlichen und nicht 
regional-, wirtschafts- bzw. arbeitsmarktpolitischen Denkan- 
satzes - als kompetente Analysten von förderungswürdigen 
Unternehmensideen nur sehr bedingt geeignet. 

Die Politik der letzten Jahre, auf Bundes- und Landesebene 
durch Auflage immer neuer Förderprogramme und Aufwei- 
chung der Förderkriterien auf wirtschaftspolitische Herausfor- 
derungen reagieren zu wollen, ohne die bestehenden Förder- 
verfahren und -instrumente kritisch zu hinterfragen, führte zu 
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einem mittlerweile zumindest für Existenzgründerinnen und 
Existenzgründer, Kleinunternehmerinnen und Kleinunterneh- 
mer unüberschaubaren Förderdickicht, dem die öffentliche 
Hand wiederum durch eine ausufernde Bürokratie für das 
Management der Mittelvergabe und -kontrolle zu begegnen 
suchte. 

Mittlerweile werden die für einzelne Förderprogramme be- 
reitstehenden Finanzmittel gar nicht mehr voll ausgeschöpft - 
teils aus Unwissenheit der Förderfähigen über ihre Möglich- 
keiten, teils wegen fehlender Komplementärmittel (sowohl der 
Gebietskörperschaften, als auch der Begünstigten), teils we- 
gen Unattraktivität der Konditionen gegenüber dem Kredit- 
Markt mit seinem momentan niedrigen Zinsniveau. 

Die herrschende Förderphilosophie orientiert sich weitgehend 
am Investitionsvolumen und unterstützt damit überwiegend ar- 
beitsplatzvernichtende Rationalisierungsinvestitionen. Sie be- 
vorzugt tendenziell schon vorhandene wirtschaftliche Potenz - 
wer wirtschaftlich und finanziell stark ist, kommt leichter zu 
Subventionen und kann in größerem Umfange Steuervergün- 
stigungen wahrnehmen. Durch die Unzahl an Steuer- 
schlupflöchern und die bisherige Subventionspraxis, wo der 
Staat als Subventionsgeber, nicht aber als wirtschaftlicher Ak- 
teur auftritt, wird der Markt sehr stark ausgehebelt, indem der 
Wettbewerb zwischen den einzelnen Akteuren massiv verzerrt 
wird. 

Die Vielzahl unterschiedlichster Förderprogramme und Steu- 
ersubventionen täuscht darüber hinweg, daß sich staatliche 
Förderung letztlich in fünf Komponenten zusammenfassen 
läßt: 

- Erstens: Schaffung einer materiellen und soziokulturellen 
Infrastruktur für wirtschaftliche Tätigkeit; 

- zweitens: Stärkung der Binnennachfrage durch Vergröße- 
rung der verfügbaren Einkommen der Konsumenten, durch 
Schaffung von Angeboten sozio kultureller Leistungen, ins- 
besondere über einen öffentlich geförderten Beschäfti- 
gungssektor, sowie durch Schaffung von Märkten für den 
ökologischen Umbau massiv vorantreibender Güter und 
Technologien per gezielter Absatz-Förderung und staatli- 
cher Investitionsprogramme; 

- drittens: Behebung der Eigenkapitalschwäche insbeson- 
dere von kleinen und mittleren Unternehmen sowie Exi- 
stenzgründerinnen und Existenzgründern, weil damit - 
über das Auftreten der öffentlichen Hand als Kunde/Auf- 
traggeber hinaus - die Notwendigkeit umfangreicher spe- 
zieller Hilfen von Forschung/Entwicklung bis Absatz/Ver- 
marktung entfiele; 

- viertens: Unterstützung bei der Vermittlung unternehme- 
rischen Know-hows (Beratungshilfen, Managementschu- 
lung) und Sensibilisierung für die Bedeutung von Marke- 
ting-Aktivitäten; 
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- fünftens: Nutzung der Behörden-Infrastruktur bei der 
Außenwirtschaftsförderung. 

Diese Erkenntnis muß sich auch in der Neukonzipierung der 
Förderkulisse niederschlagen. 

Die Flucht in die Globalisierung durch hemmungslose Aus- 
weitung des Austausches von Waren und Dienstleistungen ist 
ebenso ein Irrweg, wie es eine Politik der rigiden Abschottung 
gegenüber außenwirtschaftlichen Einflüssen wäre. Nationale 
Wirtschaftspolitik kann Weltmarkt-Prozesse nur schwerlich be- 
einflussen. Die Volkswirtschaft der Bundesrepublik Deutsch- 
land mit einem Markt von über 80 Millionen Konsumenten, mit 
hochqualifizierten Beschäftigten und - gemessen an der Mehr- 
zahl der anderen Regionen der Welt - einem hohen Maß an so- 
zialer Stabilität ist und bleibt aber betriebswirtschaftlich gese- 
hen attraktiv, solange sie diese ureigenen Potenzen erhält und 
ausbaut. Dies setzt aber Stärkung der Binnennachfrage, die 
wiederum in einen ökologischen Umbau der Industriegesell- 
schaft gelenkt wird und die Förderung von technologischem 
Fortschritt bei gleichzeitiger fundierter vorsorgender Technik- 
folgenabschätzung in ökologischer und sozialer Hinsicht sowie 
die Stärkung und den Ausbau des vorhandenen Qualifika- 
tionspotentials der Arbeitskräfte voraus. 

Statt weiter ausschließlich hinter dem Titel eines Weltmeisters 
bei Warenexporten herzujagen, gilt es, zwei Tendenzen Do- 
minanz zu verschaffen; 

bestmögliche Nutzung der natürlichen Ressourcen - Bo- 
den, Landschaften, Vegetation, Bodenschätze, erneuerba- 
re Energien - zur umweltverträglichen, transportmindern- 
den Selbstversorgung; 

- Stärkung des Gewichtes intelligenz- und arbeitsintensiver 
ressourcensparender Innovationen im Spektrum der Wa- 
ren- und Technologieexporte. 

Dieser politischen Zukunftsaufgabe für die ökonomische Ent- 
wicklung der Bundesrepublik Deutschland muß ein grundle- 
gend verändertes Instrumentarium der Förderung wirtschaft- 
licher Tätigkeit und Erwerbsarbeit verpflichtet sein. 


II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, ge- 
setzgeberische Initiativen mit folgenden Zielen zu ergreifen: 

- Reform der steuerlichen Rahmenbedingungen von Unterneh- 
menstätigkeit und sozial gerechte, aufkommensneutrale Ver- 
änderung der Einkommensteuer zur Wiederherstellung der 
Sozialpflichtigkeit des Eigentums; 

- Einstieg in die Herstellung ökologischer Kostenwahrheit wirt- 
schaftlicher Tätigkeit; 

- Auflage eines zehnjährigen Zukunftsinvestitionsprogramms 
und Förderung der Entwicklung sowie des Absatzes von öko- 
logischen Zukunftstechnologien; 
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- Regionalisierung wirtschafts- und arbeitsmarktpolitischer Ent- 
scheidungen über öffentliche Fördermittel; 

- Verzahnung der bisherigen „Gemeinschaftsaufgaben" mit ar- 
beitsmarktpoliltischen Fördermaßnahmen und einem neuen 
„Öffentlich geförderten Beschäftigungssektor"; 

- Zusammenfassung, Vereinfachung der Wirtschaftsförderin- 
strumente und Demokratisierung der Vergabeprozesse. 


1. Reform der steuerlichen Rahmenbedingungen von Unterneh- 
menstätigkeit und sozial gerechte, aufkommensneutrale Ver- 
änderung der Einkommmensteuer zur Wiederherstellung der 

Sozialpflichtigkeit des Eigentums 

mit folgenden Zielen: 

- Streichung der Tarifbegrenzung für gewerbliche Einkünf- 
te im Einkommensteuerrecht entsprechend Drucksache 
13/8058; als Spitzensteuersatz sind für alle Einkünfte 53 % 
ab 120 TDM zu versteuerndes Einkommen je Steuerpflich- 
tigem festzulegen; Besteuerung der Einkünfte aus Kapital- 
vermögen, soweit sie einen Freibetrag von 3 000 DM über- 
steigen; volle Ertragsbesteuerung auf Gewinne aus dem 
Handel mit Wertpapieren und Immobilien, Streichung der 
Freibeträge für die Veräußerung von Unternehmen und 
Unternehmensbeteiligungen zum 1. Januar 1999; 

- Einführung einer Devisenumsatzsteuer zum 1. Januar 1999; 

- Abschaffung der Sonderabschreibungen gemäß Förderge- 
bietsgesetz zum 1. Januar 1999 und - hinsichtlich Miet- 
wohnungssanierung und innerörtlichem Mietwohnungs- 
neubau - Ersatz durch Investitionszulagen entsprechend 
Drucksache 13/4725; 

- Abschaffung jeglicher degressiver Abschreibung beweg- 
licher und unbeweglicher Wirtschaftsgüter, Reduzierung 
der linearen Abschreibungssätze für unbewegliche Wirt- 
schaftsgüter auf 2 % für Gebäude des Privatvermögens und 
auf 3 % für Gebäude des Betriebsvermögens, Streichung 
der Möglichkeit, Verluste aus Vermietung und Verpach- 
tung mit anderen Einkünften zu verrechnen sowie Verän- 
derungen bei den linearen Abschreibungen beweglicher 
Wirtschaftsgüter durch Anpassung der AfA-Tabelle (ge- 
stützt z. B. auf vorhandenen Öko-Bilanzen) an die tatsäch- 
lich ökonomisch und ökologisch rationelle Nutzungsdauer 
der Wirtschaftsgüter zum 1. Januar 1990; 

- Einschränkung von Möglichkeiten für Rückstellungen und 
Verlustvorträge sowie realitätsnähere Bewertung von Wirt- 
schaftsgütern des Betriebsvermögens - beispielsweise 
durch Wertaufholungsgebot - zum 1. Januar 1999; 

- Wiedereinführung der Vermögensteuer zum 1. Januar 
1998; 
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- Revitalisierung der Gewerbeertragssteuer, u. a. durch Ein- 
beziehung kapitalkräftiger Freiberuflerinnen und Freibe- 
rufler sowie Unternehmen aus dem Bereich Vermietung 
und Verpachtung, entsprechend Drucksache 13/4597 zum 
1. Januar 1998; 

- Ausgestaltung der Grundsteuer in Richtung einer ökolo- 
gisch orientierten Bodensteuer auf der Grundlage von 
Drucksache 13/4597; 

- Sicherstellung der gesetzlich vorgeschriebenen Intervalle 
für Unternehmensprüfungen durch wirkungsvolle Er- 
höhung der Zahl der Betriebsprüferinnen und Betriebs- 
prüfer bei den Finanzämtern; 

- unbefristete Erhöhung der Grenze für die Umsatzsteuer- 
Abführung nach vereinnahmten Entgelten auf 1 000 TDM 
Jahresumsatz zum 1. Januar 1998; 

- sozial gerechte Veränderung des Einkommensteuerrechtes 
durch Erhöhung des Grundfreibetrages auf 17 000 DM und 
Absenkung des Eingangssteuersatzes auf 19 %; Erhöhung 
des Kindergeldes pro Kind auf mindestens 300 DM bei 
linearer Erhöhung des Kindergeldes in den unteren Ein- 
kommensgruppen bis auf maximal 660 DM gemäß Druck- 
sache 13/8058 zum 1. Januar 1999. 

Durch Entprivilegierung einzelner Formen von Einkommen ei- 
nerseits und Beibehaltung statt Absenkung des Grenzbetra- 
ges, ab dem der Spitzensteuersatz zu entrichten ist, anderer- 
seits wird im Einkommensteuer-Recht dem Grundsatz der 
Besteuerung nach Leistungsfähigkeit und damit eines gerech- 
ten und ökonomisch rationalen Steuersystems besser als bis- 
her Rechnung getragen. 

Die undifferenzierte steuerliche Förderung von Investitionen 
und Baumaßnahmen in den neuen Ländern wird weitgehend 
eingestellt. Erstens wurden damit überwiegend Rationalisie- 
rungsinvestitionen begünstigt, zweitens insbesondere mit den 
Sonderabschreibungen nicht effektiv nutzbare Überkapazitä- 
ten an Büro- und Handelsflächen sowie Nobelwohnraum ge- 
schaffen, dies um den Preis einer massiven Zersiedelung von 
Naturräumen anstelle der Erschließung innerörtlicher Bra- 
chen. Neben den massiven ökologischen Folgekosten durch 
anwachsende Verkehrsströme u. dergleichen waren auch die 
unmittelbaren finanziellen Auswirkungen der Sonderab- 
schreibungen für die öffentliche Hand verheerend: So brach 
dadurch das Einkommensteueraufkommen von 41,5 Mrd. DM 
1992 auf knapp 14 Mrd. DM 1995 zusammen. 

Durch Veränderungen bei den Abschreibungsmöglichkeiten 
wird die tatsächliche Ausnutzung von Produktionsmitteln bis 
zum natürlichen Verschleiß befördert. Dadurch wird zum ei- 
nen zum ressourcenschonenden Verbrauch animiert, zugleich 
aber Reparatur und Wartung wieder stärker nachgefragt. Das 
dürfte saldiert positive Beschäftigungseffekte in der Bundes- 
republik Deutschland haben, da die zu erwartenden Rück- 
gänge beim Absatz neuer beweglicher Wirtschaftsgüter in- wie 
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ausländische Finalproduzenten und ihre Zulieferer gleicher- 
maßen trifft, der Zuwachs bei Dienstleistungen aber allein in- 
ländischen Anbietern zugute kommt. Die Möglichkeit der Ab- 
schreibung entsprechend Abnutzung nach Leistung des 
Wirtschaftsgutes (§ 7 Einkommensteuergesetz) bleibt aus- 
drücklich erhalten. 

Durch Einschränkung - keinesfalls gänzliche Abschaffung - 
der Rückstellungsmöglichkeiten und sonstiger steuerlicher 
Gestaltungsmöglichkeiten wird die ungerechtfertigte steuerli- 
che Begünstigung von Großunternehmen, Banken und Versi- 
cherungskonzernen gegenüber Kleinstunternehmerinnen und 
Kleinstuntemehmern, Handwerkerinnen und Handwerkern, 
Existenzgründerinnen und Existenzgründem, die nachweis- 
lich die Masse der neuen Arbeitsplätze schaffen, beseitigt. 

Gerade deren Liquidität soll andererseits durch Ausweitung 
der Möglichkeit zur Umsatzsteuer-Abführung nach verein- 
nahmten Entgelten verbessert werden. 

Die Verbreiterung der Bemessungsgrundlagen bei der Ge- 
werbeertragssteuer führt zu keiner Erhöhung der Kosten bei 
kleinen und mittleren Unternehmen des produzierenden Ge- 
werbes, vergrößert aber die Einnahmen und damit die finan- 
ziellen Spielräume der Kommunen als wichtige Auftraggeber 
für zahlreiche Handwerksbetriebe und sonstige mittelständi- 
sche Unternehmen. 

Da aus vorhandenem Vermögen eine eigenständige Lei- 
stungsfähigkeit erwächst, ist die Erhebung einer entsprechen- 
den Steuer als wesentlicher Bestandteil eines gerechten und 
ökonomisch rationalen Steuersystems gerechtfertigt. 

Regelmäßige Betriebsprüfungen zur Feststellung der tatsäch- 
lichen Steuerschuld sind für ein funktionsfähiges Steuersy- 
stem, für die Autorität des Fiskus bei den Steuerpflichtigen un- 
erläßlich. Dem Fiskus gehen jährlich ca. 130 Mrd. DMverloren, 
weil den Finanzämtern die personellen Voraussetzungen feh- 
len, um Steuerhinterziehung wirkungsvoll zu bekämpfen. 

Der Anteil der Steuern auf Gewinne an den Staatseinnahmen 
sank von 37 % 1980 auf 24 % in 1995, die Gewinnsteuern von 
Kapitalgesellschaften deckten 1985 noch 7,3 % der Staatsein- 
nahmen, 1995 waren es nur noch 2,2 %. Diese Trends müssen 
umgekehrt werden. Unterstützung für arbeitsplatzschaffende 
und -sichernde Investitionen erfolgt künftig durch unmittel- 
bare Hilfe der öffentlichen Hand. 

Durch die steuerliche Entlastung bzw. finanzielle Besserstel- 
lung der Bezieherinnen und Bezieher kleiner Einkommen so- 
wie von Eltern, die ihre Einkünfte in ungleich größerem Um- 
fang als Spitzenverdienerinnen und Spitzenverdiener 
unmittelbar zur Bestreitung des Lebensunterhalts einsetzen 
müssen, wird die seit Jahren stagnierende Binnennachfrage 
angekurbelt - so die Rahmenbedingungen für wirtschaftliche 
Tätigkeit verbessert - und zugleich Voraussetzungen geschaf- 
fen, damit der unumgängliche ökologische Umbau der Volks- 
wirtschaft nicht zu zusätzlichen sozialen Spannungen führt. 
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2. Herstellung von Kostenwahrheit - auch hinsichtlich der öko- 
logischen Folgekosten - des Transportes materieller Güter 
und Personen 

durch 

- Einführung einer Primärenergiesteuer zum 1. Januar 1998 
oder durch eine Verbrauchsmengenregulierung über eine 
zum 1. Januar 1999 zu errichtende nationale Energieroh- 
stoffagentur, die auf der Basis jährlicher Energierohstof fbe- 
wirtschaftungsgesetze als alleiniger Ankäufer und Auktio- 
nator solcher Rohstoffe auftritt (vgl. Drucksache 13/3492) und 

- Umwandlung der geltenden Regelung im Einkommen- 
steuerrecht für Fahrten zwischen Wohnung und Arbeits- 
stätte in eine verkehrsmittelunabhängige Entfernungspau- 
schale entsprechend Drucksache 13/734 zum 1. Januar 
1998 sowie 

die Einführung einer Schwerverkehrsabgabe gemäß 
Drucksache 13/2360, die gestaffelt nach Gewichtsklassen 
nach dem Gesamtgewicht sowie der Kilometerleistung be- 
messen wird und die zeitbezogene Straßenbenutzungsge- 
bühr für Lkw zum 1. Januar 1998 ersetzt. 

Durch diese Maßnahmen würden nicht nur ein wirkungsvoller 
Schritt hin zu ökologisch angemessenen Verbrauchsgewohn- 
heiten unternommen, sondern auch die Voraussetzungen zur 
starken wirtschaftlichen Vernetzung innerhalb von Regionen, 
insbesondere im Primärsektor der Volkswirtschaft, und zu klei- 
neren, verbrauchernäheren Produktionseinheiten im Sekun- 
därsektor geschaffen (letzteres, die Entstehung kleinerer, 
fiskalisch selbständiger Einheiten wird auch durch unter 
Punkt II. 1 beschriebene steuerliche Maßnahmen unterstützt). 
Im Falle einer Entscheidung zugunsten der Energierohstoff- 
agentur würde damit auch die Steinkohle-Subventionierung in 
ihrer bisherigen Form obsolet sowie der langfristige Ansatz aus 
bereits erschlossenen Braunkohlelagerstätten im Grundlast- 
Bereich der überregionalen Energieversorgungsunternehmen 
gesichert, da einheimische Stein- und Braunkohle zu den dann 
geltenden Marktpreisen absetzbar wäre. 


3. Zum 1. Januar 1999 legt der Bund ein vorerst zehnjähriges Zu- 
kunftsinvestitionsprogramm auf und beginnt ab 1998 mit der 
Subventionierung der Entwicklung und des Absatzes ökolo- 
gisch verträglicher Zukunfts-Technologien. 

a) Im Rahmen des Zukunfts-Investitionsprogrammes werden 
gefördert: 

- Ausbau des öffentlichen Personennahverkehrs sowie 
des nichtmotorisierten Verkehrs und der Erhalt der 
Bahn-Infrastruktur in der Fläche, 

- Erneuerung der kommunalen Ver- und Entsorgungsin- 
frastruktur, insbesondere Wasserleitungen und Abwas- 
serkanäle sowie dezentrale Kläranlagen, Fernwärme- 
versorgungssysteme, 
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- Erneuerung und Ausbau von Hochschulen, Fachhoch- 
schulen und überbetrieblichen Berufsbildungszentren, 
Kindertagesstätten 

- Sanierung von Umweltlasten, Bergbaufolgelandschaf- 
ten und Industriebrachen in öffentlicher Hand. 

Finanziert wird dieses Zukunfts-Investitionsprogramm aus 
Einnahmen einer auf zehn Jahre verteilten Einmalabgabe 
auf Geld- und Grundvermögen der privaten Haushalte über 
500 000 DM Netto (ohne selbstgenutztes, den Lebensmit- 
telpunkt bildendes Wohneigentum) in Höhe von 2 % des 
die Freigrenze überschreitenden Betrages pro Jahr - bei 
mehr als einer Million DM 3 % - sowie eine entsprechen- 
de Abgabe auf das Vermögen von Geldinstituten und Ver- 
sicherungsgellschaften. 

Das Zukunftsinvestitionsprogramm wie auch die sonstige 
Investitionstätigkeit des Bundes soll durch entsprechende 
Losgrößen bei Ausschreibungen eine Beschränkung der 
Auftragsvergabe auf regionale/nationale Anbieter sowie 
die chancengleiche Teilnahme von kleinen und mittleren 
Unternehmen - ggf. in Form von Arbeitsgemeinschaften - 
an den Ausschreibungen ermöglichen. Auch durch die Aus- 
gestaltung der Auftragsvergabe-Konditionen sind die Auf- 
tragnehmer zu veranlassen, Tariflöhne zu zahlen, die Ein- 
und Aufstiegsmöglichkeiten von Frauen, Menschen mit Be- 
hinderungen, Migrantinnen und Migranten in der Arbeits- 
welt verbessern zu helfen und sich an der beruflichen Erst- 
ausbildung zu beteiligen. 

b) Damit Kommunen als Hauptauftraggeber für ortsansässi- 
ge kleine und mittlere Unternehmen darüber hinaus ihre 
Infrastruktur in Eigenverantwortung weiter verbessern 
können, wird entsprechend Drucksache 13/4597 deren An- 
teil am Einkommensteueraufkommen von derzeit 15 % auf 
20 % erhöht und dessen Verteilungsschlüssel verändert. 
Ostdeutsche Kommunen erhalten wegen ihrer besonderen 
Finanzschwäche darüber hinaus bis mindestens zum Jahr 
2002 eine gesetzlich garantierte Investitionspauschale des 
Bundes. 

c) Die Technologie-Förderung durch den Bund wird ab 1. Ja- 
nuar 1998 beginnend mittels entsprechender Programme 
des Bundesministeriums für Bildung, Wissenschaft, For- 
schung und Technologie für Projekte und Auftragsfor- 
schung vorrangig auf Bereiche wie 

- Energieeinsparung und erneuerbare Energien, 

- kreislaufgerechte erneuerbare Werkstoffe, insbesonde- 
re nachwachsende Rohstoffe, und entsprechende Pro- 
duktions- und Verwertungssysteme, 

- Informations- und Kommunikationstechnik, 

- ökologisches Bauen, 

- neue ressourcenschonende Mobilitätssysteme, 
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- konversionsvorbereitende bzw. begleitende Maßnah- 
men, 

ausgerichtet. 

Bei der Konzipierung der Forschungs-Projekte und -Auf- 
träge und des Vergabemanagements sind die Erfahrungen 
anderer technologisch führender Volkswirtschaften, ins- 
besondere die Japans (MITI), aber auch die sich aus 
gesellschaftlichen Notwendigkeiten ergebenden verän- 
derten Schwerpunktsetzungen in der Forschungs- und 
Technologiepolitik einzubeziehen. In den Vergaberichtli- 
nien für solche Aufträge ist die besondere Bedeutung eines 
eigenständigen dortigen Forschungs- und Entwicklungs- 
potentials für die wirtschaftliche Stabilisierung der neuen 
Bundesländer zu berücksichtigen. 

Die erforderlichen Beiträge werden mit durch die Neuaus- 
richtung freiwerdenden Mitteln des Etats des Bundesmini- 
steriums für Bildung, Wissenschaft, Forschung und Tech- 
nologie sowie maßgeblich durch die Einnahmen aus der 
Primärenergiesteuer bzw. Energierohstoffagentur (vgl. 
Punkt II. 2) aufgebracht. Mit diesen Mitteln wird durch das 
Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft, Forschung 
und Technologie (BMBF) ausschließlich die Forschung zu 
neuen Technologien und Verfahren bezuschußt. Staatliche 
Hilfe für die Entwicklung und Markteinführung darauf 
basierender Produkte erfolgt ausschließlich durch eigen- 
kapitalverbessernde Maßnahmen entsprechend Punkt II. 6 
dieses Beschlusses. 

d) Zuschüsse zur Steigerung des Absatzes ökologischer Zu- 
kunfts-Technologien sollen u. a. vergeben werden an die 
Nutzerinnen und Nutzer von 

- erneuerbaren Energiequellen, wie Photovoltaikanla- 
gen, Windenenergieanlagen, Biomasseverfeuerungs- 
anlagen, Anlagen zur Gewinnung von Raumwärme und 
Warmwasser aus Sonnenlicht, 

- neuen Wärmedämm-Technologien an Häusern, 

- Kraft-Wärme-Kopplung. 

Das dafür bereitstehende Subventionsvolumen im Rahmen 
des Etats des Bundesministeriums für Wirtschaft und die 
Fördergegenstände werden jährlich aktualisiert, die erfor- 
derlichen Mittel maßgeblich durch die Einnahmen aus der 
Primärenergiesteuer bzw. Energierohstoffagentur (vgl. 
Punkt II. 2) aufgebracht. 


4. Schrittweise Regionalisierung der Entscheidung über den 
Einsatz wirtschafts- und arbeitsmarktpolitischer öffentlicher 
Fördermittel ab 1998 durch die flächendeckende Einrichtung 
regionaler Entwicklungsträger bis zum 1. Januar 2000. 

Im Rahmen des 27. Rahmenplanes des GA „Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur 11 (1998-2001) wird nicht nur in 
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den bisherigen GA-Fördergebieten die Erstellung regionaler 
Entwicklungskonzepte bezuschußt. 

Die regionalen Entwicklungskonzepte definieren zum einen 
die jeweiligen konkreten regionalen Potenzen für Wirtschafts- 
kreisläufe in den Bereichen Land-, Forstwirtschaft und Fische- 
rei, für Landschaftspflege und Küstenschutz sowie für den re- 
gionalen und überregionalen Austausch in den Bereichen 
Bergbau, produzierendes Gewerbe, Handel und Verkehr so- 
wie Dienstleistungen für einen mittelfristigen Zeitraum (zehn 
JahreJ. Bei ihrer Erarbeitung sollen insbesondere die in 
Punkt II. 3 der Drucksache 13/7426 formulierten Prinzipien zur 
Entwicklung des ländlichen Raumes berücksichtigt werden. 

Die Entwicklungskonzepte definieren zum anderen den re- 
gionalen Bedarf an wirtschaftsnahen und soziokulturellen In- 
frastruktureinrichtungen und enthalten Leitbilder für darauf 
bezogene Qualifikationsmöglichkeiten der Erwerbsarbeitsu- 
chenden durch Bildungs- und Umschulungsmaßnahmen. Sie 
gewährleisten dabei die Chancengleichheit für gegenwärtig 
diskriminierte Gruppen von Erwerbsfähigen - Frauen, Ju- 
gendliche, Menschen mit Behinderungen, Migrantinnen und 
Migranten -, ihren Anspruch auf selbstbestimmte Lebensge- 
staltung durch eigene Erwerbsarbeit. 

Über die Abgrenzung der jeweiligen Region entscheiden die 
örtlichen Akteure im Einvernehmen mit den Landesregierun- 
gen/Parlamenten. Entscheidendes Kriterium zu deren Bestim- 
mung sind wirtschaftliche Verflechtungsräume, nicht admini- 
strative Grenzen. Die Regionen können je nach Gegebenheiten 
von ganzen Bundesländern (Stadt- und kleine Flächenstaaten) 
über Regierungs-/Arbeitsamtbezirke bis zu Landschaftsver- 
bänden/kommunalen Zweckverbänden reichen. 

Die Konzepte werden im Zusammenwirken der regionalen 
wirtschafts- und arbeitsmarktpolitischen Akteure - kommuna- 
len Vertretungskörperschaften, Industrie- und Handelskam- 
mern, Handwerkskammern, Agrarverbänden, Arbeitsämtern, 
Wohlfahrtsverbänden, Gewerkschaften, Beschäftigungsge- 
sellschaften, Arbeitsloseninitiativen, Regionalstellen „Frauen 
und Beruf" u. a. - erstellt. Die Mitwirkung der Arbeitsämter er- 
folgt entsprechend den im Antrag „Arbeit und Gerechtigkeit 
fördern -Grundsätze und Ziele eines Gesetzes zur Erneuerung 
des Arbeitsförderungsgesetzes (Drucksache 13/5959) unter 
Punkt 6 formulierten Grundsätzen. Bei der Institutionalisie- 
rung der Gremien zur Erarbeitung dieser Konzepte (regionale 
Entwicklungsträger) kann und soll auf die bestehenden viel- 
fältigen Erfahrungen mit übergreifenden regionalen Arbeits- 
zusammenhängen zurückgegriffen werden, wie z. B. regiona- 
len Strukturentwicklungsgesellschaften, Zweck- und anderen 
Kommunalverbänden, lokalen/regionalen „Bündnissen für Ar- 
beit", Begleitausschüssen der EU-Strukturfonds, Modellpro- 
jekt „Neue Wege der Arbeitsplatzbeschaffung " des Bundes- 
ministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend. Die 
regionalen Entwicklungsträger sind geschlechterquotiert zu 
besetzen. 
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Die Förderung regionaler Entwicklungskonzepte umfaßt auch 
die wissenschaftliche Auswertung 

- der überregionalen Kooperation und Koordinierung bzw. 
Koordinierungsfähigkeit regionaler Konzepte, 

- der Herausbildung demokratischer Strukturen in der re- 
gionalen Kooperation, 

- der Kombination und Verträglichkeit von betriebswirt- 
schaftlichen und volkswirtschaftlichen bzw. gesellschaftli- 
chen Erfolgskriterien der Förderung. 

Die regionalen Entwicklungskonzepte bilden für die Vergabe 
der öffentlichen Fördermittel für Wirtschaft und Arbeitsmarkt 
einen verbindlichen Rahmen. Der Einsatz der Fördermittel soll 
dazu dienen, die Ziele der Konzepte zu erreichen, er darf ih- 
nen nicht widersprechen. 

Durch die entsprechende Änderung haushaltsrechtlicher Vor- 
schriften schafft der Bund Voraussetzungen dafür, daß die ver- 
schiedenen öffentlich-rechtlichen Körperschaften ihre eigenen 
Haushaltsmittel bei der Verwirklichung der regionalen Ent- 
wicklungskonzepte einsetzen können. Insbesondere notwen- 
dig sind 

Flexibilisierung der Mittelverwendung aus Vermögens- 
und Verwaltungshaushalten, 

- erweiterte Möglichkeiten für mehrjährige verbindliche 
Mittelbewilligungen, 

- Verhinderung volkswirtschaftlich destruktiver Konkurrenz 
zwischen Einzelhaushalten, wie etwa die Entlastung des 
einen öffentlich-rechtlichen Haushaltes zu Lasten des an- 
deren, womit auch einer Regionalisierung der gesell- 
schaftlichen Kosten von Armut und Arbeitslosigkeit durch 
den Bund begegnet werden kann. 


5. Zusammenführung der bisherigen Gemeinschaftsaufgaben 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur 11 und „Ver- 
besserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes“, ihre 
Verzahnung mit den Mitteln der Arbeitsmarktförderung und 
dementsprechend Drucksache 13/7147 zu bildenden „Fonds 
für soziale und ökologische Gemeinschaftsaufgaben“ sowie 
ihre schrittweise Integration zu einer neuen Gemeinschafts- 
aufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschafts- und Ar- 
beitsmarktstruktur“ . 

Die bestehenden Gemeinschaftsaufgaben werden in dem Maße, 
wie regionale Entwicklungskonzepte erarbeitet und Grundla- 
ge der Fördermittelvergabe sind, zu einem gemeinsamen Fonds 
zusammengefaßt. Er wird zur Hälfte vom Bund und zur Hälfte 
von den Ländern unter Einbringung der ihnen zustehenden 
Mittel der Strukturfonds der EU (EFRE - Europäischer Fonds 
für regionale Entwicklung, ESF - Europäischer Sozial-Fonds, 
Abteilung Ausrichtung des EAGFL - Europäischer Ausrich- 
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tungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft, Finanzinstru- 
ment für die Ausrichtung der Fischerei - FIAF) finanziert. 

Die Finanzierung von Analyse- und Planungsarbeiten für re- 
gionale Entwicklungskonzepte sowie ihre Auswertung und 
Fortschreibung wird zur Hälfte von der Bundesanstalt für Ar- 
beit bzw. aus dem „Fonds für soziale und ökologische Gemein- 
schaftsaufgaben" des aufzubauenden öffentlich geförderten 
Beschäftigungssektors (vgl. Drucksache 13/7147) kofinanziert, 
wodurch zugleich eine angemessene Berücksichtigung ihrer 
spezifischen Aufgabenstellung ermöglicht wird. 

Maßnahmen zur Verbesserung der wirtschaftsnahen und so- 
ziokulturellen Infrastruktur sowie der Landschaftspflege wer- 
den in den bisherigen bzw. neubestimmten GA-Fördergebie- 
ten bezuschußt. Bei der Neuabgrenzung der Fördergebiete und 
hinsichtlich der Aufteilung der einzusetzenden Fördermittel 
zwischen diesen bildet die tatsächliche Unterbeschäftigung, 
unter Berücksichtigung ihrer geschlechtsspezifischen Struktur 
und der stillen Reserve an Erwerbsarbeitssuchenden, das ent- 
scheidende Kriterium. 

Das Fördervolumen durch GA-Mittel beträgt grundsätzlich 
90 % der Gesamtkosten. 

Die Realisierung von GA-Projekten erfolgt durch Ausschrei- 
bung, an der sich neben privatwirtschaftlichen und genossen- 
schaftlichen sowie öffentlichen Unternehmen, Einzelkaufleu- 
ten, freiberuflich Tätigen, Landwirtinnen und Landwirten auch 
gemeinnützige Vereine und Einrichtungen - wie Beschäfti- 
gungsgesellschaften und Arbeitsförderbetriebe, Träger des öf- 
fentlich geförderten Beschäftigungssektors - beteiligen kön- 
nen. Die Ausschreibung erfolgt durch die regionalen 
Entwicklungsträger, welche die erwähnten Konzepte ausar- 
beiten und fort schreiben. Die Auszahlung der Mittel erfolgt 
durch die Länder. 

Eine unmittelbare Bezuschussung der Wirtschaftstätigkeit 
einzelner Unternehmen, Geschäftsinhaberinnen und Ge- 
schäftsinhaber, Landwirtinnen und Landwirte - neben der be- 
schriebenen Vergabe von Aufträgen im Rahmen der Gemein- 
schaftsaufgabe - durch die GA findet nicht mehr statt. 

Die neue GA ist vielmehr ein zentrales, dabei ausschließlich 
Struktur- und arbeitsmarktpolitisches Steuerungsinstrument, 
das aufgrund seiner flexiblen inhaltlichen Ausgestaltung einen 
großzügigen Rahmen für die Aktivitäten in den Ländern und 
Regionen entsprechend der konkreten Gegebenheiten bietet. 
Mit der gegenüber den gegenwärtigen Gemeinschaftsaufga- 
ben grundlegend veränderten Förderkulisse einer Gemein- 
schaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschafts- und 
Arbeitsmarktstruktur" entspricht dieses nationale Förderin- 
strument in weit höherem Maße als die bisherigen den durch 
die EU mit deren Strukturfonds verfolgten Zielen. 

Mit Arbeitsfördermitteln für Fortbildung und Umschulung sol- 
len insbesondere auf die regionalen Entwicklungskonzepte be- 
zogene Bildungs- und Qualifizierungsmaßnahmen bezuschußt 
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werden. Die Anspruchsvoraussetzungen regeln sich gemäß der 
im Antrag „ Arbeit und Gerechtigkeit fördern - Grundsätze und 
Ziele eines Gesetzes zur Erneuerung des Arbeitsförderungs- 
gesetzes" (Drucksache 13/5959) formulierten Prämissen. 
Ebenfalls sind ent diskriminierte Arbeitsfördermittel für ABM 
und Lohnkostenzuschüsse im Rahmen der Realisierung von 
GA-Projekten einsetzbar, so daß den originären GA-Mitteln in 
diesen Fällen die Aufgabe der Kofinanzierung zukommt. 

Mit dem Aufbau eines öffentlich geförderten Beschäftigungs- 
sektors kann die Beteiligung der Bundesanstalt für Arbeit 
zurückgeführt werden. Gleichzeitig stehen für die Verwirkli- 
chung der regionalen Entwicklungskonzepte dann Mittel aus 
dem „Fonds für soziale und ökologische Gemeinschaftsaufga- 
ben" zur Verfügung, soweit sich dessen Aufgabengebiete mit 
denen der GA-Förderung decken. Die Mittel des Fonds stellen 
insoweit dann eine Erweiterung der verfügbaren G A-Mittel dar 
und gewährleisten, daß bei der Mittelvergabe die Schaffung 
eines neuen Arbeitsmarktsegments zwischen Privatwirtschaft 
und öffentlichem Dienst ausreichend berücksichtigt wird. 

Im Rahmen einer wissenschaftlichen Begleitung und Auswer- 
tung der auf Grundlage des vorliegenden Beschlusses einge- 
leiteten Reform wird geprüft, ob, wie und mit welchem Erfolg 
die GA-Mittel und Mittel des öffentlich geförderten Beschäfti- 
gungssektors zusammengeführt und gleichgerichtet einge- 
setzt werden konnten. Sofern die Erfahrungen bestätigen, daß 
sich durch die Reform wirtschaftspolitische und beschäfti- 
gungspolitische Ziele, betriebswirtschaftliche und gesell- 
schaftliche Anliegen gleichermaßen erreichen lassen, sollte die 
institutionelle Zusammenführung der Mittel weiterentwickelt 
werden. 


6. Zusammenfassung, Vereinfachung der Wirtschaftsförderin- 
strumente und Demokratisierung der Vergabeprozesse 

Zum 31. Dezember 1999 läuft die Bewilligung von Fördermit- 
teln für Unternehmen in Industrie, Handwerk, Gewerbe und 
Landwirtschaft und Fischerei in der bisherigen Form aus, die 
mindestens 610 verschiedene Programme des Bundes und der 
Länder (Stand: November 1996) werden eingestellt. 

Ab 1. Januar 2000 können die Bundesländer über die im fol- 
genden dargestellten Fördermöglichkeiten hinaus weitere In- 
strumente (insbesondere z.B. Bürgschaftsprogramme) aufle- 
gen, sofern dies im Rahmen ihrer eigenen Finanzhoheit, also 
ohne Inanspruchnahme von Mitteln des Bundes geschieht. 

Die Ausreichung von Zuschüssen an land- und fischereiwirt- 
schaftliche Betriebe im Rahmen der Abteilung Garantie des 
EAGFL (Europäischer Ausrichtungs- und Garantiefonds für die 
Landwirtschaft) wird von diesem Beschluß nicht berührt. 

Ab 1. Januar 2000 beschränkt sich die unternehmensbezoge- 
ne Förderung wirtschaftlicher Tätigkeit durch den Bund auf die 
Befriedigung von ab diesem Zeitpunkt bestehenden, auf Ab- 
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satz-Hilfe [vgl. Punkt II. 6. a) dieses Beschlusses] und Mana- 
gement-Hilfe [vgl. Punkt II. 6. h)] beruhenden Rechtsan- 
sprüchen sowie die Mitfinanzierung der in Verantwortung der 
Länder abzuwickelnden eigenkapitalverbessernden Förderin- 
strumente Eigenkapital-Hilfe [vgl. Punkt II. 6. c)] und Stille Be- 
teiligung [vgl. Punkt II. 6. d)]. Die für die Mitfinanzierung der 
eigenkapitalverbessernden Förderinstrumente verfügbaren 
Finanzmittel ergeben sich aus den durch Auslaufen von In- 
strumenten steuerlicher Wirtschaftsförderung erwachsenden 
zusätzlichen Einnahmen des Bundes und den durch Einstel- 
lung bisheriger einzelbetrieblicher Förderprogramme freiwer- 
denden Mitteln in den Etats der Bundesministerien für Wirt- 
schaft sowie für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, 
abzüglich der Ausgaben zur Erfüllung der genannten Rechts- 
ansprüche. Die Verteilung der bereitstehenden Finanzie- 
rungsmittel des Bundes auf die Länder bemißt sich nach der 
festgestellten durchschnittlichen Unterbeschäftigung - ge- 
messen an der Zahl der Erwerbsfähigen - des letzten abge- 
schlossenen Haushaltsjahres in den Ländern. 

Ab 1. Januar 2000 erfolgt unternehmensbezogene öffentliche 
Förderung von Wirtschaftstätigkeit - ausgenommen Absatz- 
Hilfe - nur noch über folgende bereits bestehende zentrale 
Förderinstitute der Länder: Landeskreditbank Baden-Würt- 
temberg, Bayerische Landesanstalt für Aufbaufinanzierung, 
Investitionsbank Berlin, Investitionsbank des Landes Branden- 
burg, Wirtschaftsförderungsgesellschaft der Freien Hansestadt 
Bremen (fusioniert mit Entwicklungsgesellschaft Bremerha- 
ven), Bürgschaftsgemeinschaft Hamburg, Wirtschaftsförde- 
rung Hessen Investitionsbank, Landesförderinstitut Mecklen- 
burg-Vorpommern, Landeskreditausschuß Niedersachsen, 
Investitions-Bank NRW), Investitions- und Strukturbank Rhein- 
land-Pfalz, Saarländische Investitionskreditbank, Sächsische 
Aufbaubank, Landesförderinstitut Sachsen-Anhalt, Investiti- 
onsbank Schleswig-Holstein, Thüringer Aufbaubank. Im Fal- 
le des Zusammenschlusses von Bundesländern fusionieren 
auch die betroffenen Förderinstitute. 

Die Förderinstitute der Länder finanzieren sich aus Eigenkapi- 
tal, Zuweisungen aus den Haushalten des Bundes und der 
Länder (gespeist aus den normalen Haushaltsmitteln und den 
Einsparungen durch Wegfall von Formen steuerlicher Wirt- 
schaftsförderung), den Erträgen des ERP-Sondervermögens und 
können sich dazu beim zentralen Förderinstitut des Bundes, wel- 
ches durch Fusion der Kreditanstalt für Wiederaufbau und der 
Deutschen Ausgleichsbank gebildet wird, refinanzieren. 

Das zentrale Förderinstitut des Bundes hat neben der Refi- 
nanzierung der Landesförderinstitute die Aufgabe, die Be- 
sicherung von Exporten durch HERMES-Bürgschaften, ent- 
wicklungspolitische Aktivitäten zu finanzieren und die 
Verpflichtungen aus der bisherigen Wirtschaftsförderung ab- 
zuwickeln. 

Außenwirtschaftsförderung des Bundes beschränkt sich über 
die Aktivitäten des Förderinstitutes des Bundes und die Mög- 
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lichkeiten des Absatzhilfe-Programmes hinaus auf die Bereit- 
stellung logistischer und administrativer Hilfe durch Botschaf- 
ten, Außenhandelskammern und „Deutsche Häuser" für an 
Wirtschaftskontakten in den jeweiligen Ländern interessierten 
Unternehmen, unabhängig von ihrer Größe. 

Der Bund schafft zum 1. Januar 2000 folgendes Förderinstru- 
ment: 

a) Absatz-Hilfe 

Die Förderung ist einmalig und unternehmensgebunden. 
Sie umfaßt einen beliebig stückelbaren Zuschuß von 
10000 DM, der innerhalb von acht Jahren nach Antrag- 
stellung für die Teilnahme als Aussteller auf Messen bzw. 
vergleichbaren Präsentationen im In- und Ausland sowie 
im Internet abgerufen werden kann. Anspruchsberechtigt 
ist jedes kleine und mittlere Unternehmen im Sinne von 
Artikel 1 Abs. 1, 3, 4 6, 7, 8 der Definition von KMU durch 
die EU-Kommission vom 30. April 1996 (Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften Nr. L 107/8). Auf diese 
Förderung besteht ein Rechtsanspruch. Sie ist beim für das 
Unternehmen zuständigen Finanzamt geltendzumachen 
und wird von diesem ausgezahlt. Zur Verhinderung von 
Mißbräuchen muß bei Antragstellung ein lückenloser 
Nachweis über die Geschäftssitze des so geförderten Un- 
ternehmens seit Inkrafttreten der Absatz-Hilfe sowie ein 
Dokument vorgelegt werden, aus dem sich die beabsich- 
tigte Teilnahme an einer oben beschriebenen Marketing- 
Aktivität und die damit verbundenen voraussichtlichen 
Kosten erschließen. Nach Abschluß der geförderten Maß- 
nahme muß dem Finanzamt ein Dokument vorgelegt wer- 
den, aus dem sich die tatsächliche Teilnahme des geför- 
derten Unternehmens und die dafür real entstandenen 
Kosten mindestens in Höhe des gewährten Zuschusses er- 
schließen. Erfolgt dieser Nachweis nicht, so wird der ge- 
währte Zuschuß auf die nächste fällige Steuerforderung an- 
gerechnet, im Falle des Konkurses oder einer anderen Form 
der Einstellung des Geschäftsbetriebes des geförderten Un- 
ternehmens stellt der gewährte Zuschuß eine bevorrech- 
tigte Forderung dar. 

Die Förderinstitute der Länder verfügen über folgende För- 
derinstrumentarien: 

b) Fort- und Weiterbildung für Unternehmerinnen und Un- 
ternehmer, Managerinnen und Manager sowie Existenz- 
gründerinnen und Existenzgründer (Management-Hilfen) 

Die Förderung ist einmalig und personen- sowie unter- 
nehmensgebunden. Sie umfaßt einen beliebig stückel- 
baren Zuschuß von 10 000 DM, der innerhalb von acht 
Jahren nach Antragstellung frei für den Besuch von Ma- 
nagement-Fortbildungsveranstaltungen, Managementbe- 
ratungen, Wirtschaftsprüfungen usw. abgerufen werden 
kann. Anspruchsberechtigt sind persönlich haftende 
Gesellschafterinnen und Gesellschafter oder Geschäfts- 
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führerinnen und Geschäftsführer von kleinen und mittle- 
ren Unternehmen in Handwerk, Handel, Gewerbe, Dienst- 
leistungen, Land- und Forstwirtschaft sowie Fischerei im 
Sinne von Artikel 1 Abs. 1, 3, 4, 6, 7, 8 der Definition von 
KMU durch die EU-Kommission vom 30. April 1996 (Amts- 
blatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 107/8), eines 
Trägers des öffentlich geförderten Beschäftigungssektors 
sowie jede und jeder selbständig Gewerbetreibende. Auf 
diese Förderung besteht ein Rechtsanspruch. Sie ist beim 
für den Hauptwohnsitz der Antragstellerin bzw. des An- 
tragsstellers zuständigen Förderinstitut geltendzumachen. 
Zur Verhinderung von Mißbräuchen muß bei Antragstel- 
lung ein lückenloser Nachweis über die Hauptwohnsitze 
der anspruchsberechtigten Personen und die Geschäfts- 
sitze des so geförderten Unternehmens seit Inkrafttreten 
des Management-Hilfe vorgelegt werden. 

Die Aufwendungen für die Management-Hilfe werden den 
Landes-Förderinstituten aus dem Etat des Bundesministe- 
riums für Wirtschaft erstattet. 

c) Eigenkapitalhilfe -Programm 

Fördervolumen und -konditionen entsprechen denen des 
bisherigen über die Hauptleihinstitute des Bundes, vor- 
zugsweise die Deutsche Ausgleichsbank, im Rahmen des 
ERP-Sondervermögens abgewickelten Eigenkapitalhilfe- 
Programmes, mit Ausnahme der Regelungen für die För- 
derung von Folgeinvestitionen. Die bisher bestehende zeit- 
liche Begrenzung für solche Anträge wird ersatzlos 
gestrichen. Anträge auf Eigenkapitalhilfe für Folgeinvesti- 
tion können nur Kleinstunternehmen im Sinne von Arti- 
kel 1 Abs. 5, in Verbindung mit Abs. 2, 3, 4, 6, 7, 8, der De- 
finition von KMU durch die EU-Kommission vom 30. April 
1996 (Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 
107/8) stellen. 

d) Stille Beteiligung der öffentlichen Hand 

Die Stille Beteiligung der öffentlichen Hand ist wie folgt 
auszugestalten: 

- Die Stille Beteiligung stellt echtes Eigenkapital dar. 

- Die Stille Beteiligung kann an Wirtschaftssubjekte je- 
der juristischen Form einschließlich des öffentlich ge- 
förderten Beschäftigungssektors - mit Ausnahme von 
Einzelkaufleuten - gewährt werden. 

- Die Stille Beteiligung kann in unbegrenzter Höhe ge- 
währt werden, sie kann bis zu 90 % des Eigenkapitals 
umfassen, wobei die verbleibenden mindestens 10 % 
-im Rahmen der Bedingungen für die Eigenkapitalhilfe 
- aus dem Eigenkapitalhilfe-Programm gespeist 
werden können. 

- Die Stille Beteiligung haftet bis zur Höhe ihrer Kapital- 
einlage, sie ist entsprechend ihres Anteils am Gesamt- 
kapital am Gewinn beteiligt. 
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- Die Stille Beteiligung kann, einmal gewährt, vom aus- 
reichenden Förderinstitut nicht zurückgezogen wer- 
den, sie kann aber vom Nutznießer jederzeit zumNenn- 
wert und unter Ausschüttung des ihr zustehenden, bis 
zu diesem Zeitpunkt auf gelaufenen Gewinns abgelöst 
werden. 

- Die Gewährung einer Stillen Beteiligung setzt die Exi- 
stenz eines Betriebsrates in dem Unternehmen voraus. 
Für die Dauer des Bestandes der Stillen Beteiligung der 
öffentlichen Hand findet für das Unternehmen das 
Montan-Mitbestimmungsgesetz vom 2 1 . Mai 1951 sinn- 
gemäß Anwendung. Die Aufsichts- und Mitbestim- 
mungsrechte der von der Belegschaft des geförderten 
Unternehmens gewählten Vertreterinnen und Vertreter 
werden im Rahmen jener Rechtsform des Unterneh- 
mens entsprechenden Aufsichtgremien wahrgenom- 
men, also als Aufsichträte oder Gesellschafter oder 
Kommanditisten. Deren Anzahl entspricht dem Anteil 
der Stillen Beteiligung der öffentlichen Hand am Ei- 
genkapital des geförderten Unternehmens. 

Eigenkapitalhilfe (EKH) und Stille Beteiligung der öffent- 
lichen Hand sind beim für den Sitz der Firma/Betriebsstät- 
te zuständigen Förderinstitut zu beantragen, die Antrag- 
stellerin bzw. der Antragsteller ist nicht an eine bestimmte 
Rechtsform der Unternehmung - ausgenommen Einzel- 
kaufmann - gebunden. Auch Träger der öffentlich geför- 
derten Beschäftigungssektors können diese Hilfen bean- 
tragen. Bei einem beantragten Subventionsbetrag bis 
100 000 DM kann sich die Antragstellerin bzw. der An- 
tragsteller direkt an das Förderinstitut wenden, bei darüber 
hinausgehenden Beträgen reicht sie bzw. er sein Unter- 
nehmenskonzept über eine Bank/Sparkasse, Investment- 
gesellschaft oder Unternehmensberatung seiner Wahl ein. 
Die begutachtende Stelle darf nicht an dem Vorhaben be- 
teiligt sein. Zur Finanzierung des Gutachtens können Mit- 
tel aus der Management-Hilfe [vgl. Punkt II. 6. b) dieses Be- 
schlusses] in Anspruch genommen werden. 

Über die Gewährung der EKH/Stillen Beteiligung der 
öffentlichen Hand entscheidet auf einen entsprechenden 
Vorschlag des Förderinstitutes hin ein Vergabeausschuß, 
der sich aus dem für das Territorium des Antragstellers zu- 
ständigen regionalen Entwicklungsträger (vgl. Punkt II. 4 
dieses Beschlusses) konstituiert, im Rahmen der Prämissen 
des betreffenden regionalen Entwicklungskonzeptes und 
der verfügbaren Mittel. Gegen abschlägige Bescheide 
kann beim für die parlamentarische Kontrolle des FÖrder- 
instituts zuständigen Ausschuß des jeweiligen Landespar- 
lamentes Einspruch eingelegt werden. 

Die Vielzahl der bisherigen Förderinstrumente wie auch die 
Analyse der Kardinalprobleme insbesondere kleiner und 
mittlerer Unternehmen sowie von jungen Technologieun- 
ternehmen lassen sich letztlich in drei Fördereinrichtungen 
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wie Problembereiche zusammenfassen: Zum einen man- 
gelt es an Eigenkapital, um den Reproduktionszyklus - von 
Forschung/Entwicklung über Produktion bis Vermark- 
tung/Absatz - selbst finanzieren bzw. zusätzliches Fremd- 
kapital mobilisieren zu können. Zum anderen ist das Schei- 
tern vieler Unternehmensideen auf Managementfehler und 
Marktzutritts-Barrieren zurückzuführen. 

An diesen Achillesfersen der Wirtschaftstätigkeit in der 
Bundesrepublik Deutschland setzt die Neukonzeption der 
Wirtschaftsförderung zielgerichtet an, ohne das Wirrwarr 
an Förderinstrumenten und -institutionen fortzuschreiben. 
Durch den Wegfall der engen Zweckentbindung der aus- 
gereichten Mittel kann dabei unternehmerische Eigenver- 
antwortung und Kreativität entfaltet werden, auf Heraus- 
forderungen in den verschiedenen Entwicklungsphasen 
eines Unternehmens flexibel und problembezogen reagiert 
werden. 

Die Absatz -Hilfe dient als kurzfristig und flexibel ersetz- 
bare Finanzhilfe, damit kleine und mittlere Unternehmen 
sich überhaupt auf Märkten präsentieren können. Neben 
der - eher marginalen - finanziellen Entlastung solcher Un- 
ternehmen auf diesem Feld soll dieses Förderinstrument 
durch die Flexibilität in seiner Ausgestaltung überhaupt 
das Bewußtsein für Bedeutung und Möglichkeiten von 
Marketing-Aktivitäten für den Unternehmenserfolg schär- 
fen (weitergehende Aktivitäten in dieser Hinsicht sind, so- 
weit Hilfen der öffentlichen Hand erforderlich, über Ei- 
genkapital-Hilfe und Stille Beteiligungen finanzierbar). 
Durch die neustrukturierte Absatz-Hilfe entfallen der rela- 
tiv große Verwaltungsaufwand für die Messe-Förderung in 
der bisherigen Form. Durch den damit verbundenen Weg- 
fall des offiziellen Messeprogramms der Bundesrepublik 
Deutschland entfallen ferner die Auswirkungen der tradi- 
tionellen Messe-Förderung auf die Kostenentwicklung von 
jenen Veranstaltungen (hinsichtlich Standmieten usw.), für 
die allein bisher eine Teilnahme förderfähig ist. 

Die Management-Hilfe schafft für die vielfältigen existie- 
renden Angebote auf diesem Gebiet - von runden Tischen 
über Senior-Partnerschafts-Programme und Angebote der 
Kammern bis zu kommerziellen Beraterinnen und Beratern 

- eine finanzielle Basis für schnelles und flexibles Eingrei- 
fen ganz nach den Bedürfnissen der Betroffenen. 

Die bewährte Eigenkapitalhilfe wird im bisherigen Umfang 
fortgeführt. In ihrer neuen Ausgestaltung dient sie allein Exi- 
stenzgründerinnen und Existenzgründem sowie Kleinstun- 
ternehmen als Start- und Konsolidierungs- Unterstützung. 

Hauptform der Förderung wird die Stille Beteiligung der 
öffentlichen Hand sei. Ihre Vorzüge gegenüber den bishe- 
rigen Förderinstrumenten: 

- Transparenz der Förderung. Es erübrigen sich Subven- 
tionskosten o.ä., um die Vielzahl möglicher Zuschüs- 
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se/Zinsverbilligungen usw. erkennbar zu machen. Die 
Förderung einer Betriebsstätte erfolgt von einer Stelle 
aus, jeder Marktteilnehmerin und jedem Marktteilneh- 
mer wird der Fördergrad der Mitbewerber erkennbar. 

- Verknüpfung von privatem und öffentlichem Interesse. 
Öffentliche Mittel werden nicht einfach in private Hän- 
de umverteilt, die öffentliche Hand - mithin die Steu- 
erzahlerinnen und Steuerzahler - profitieren von den 
Gewinnen, die aus Förderung erwachsen, unmittelbar 
und nicht erst über den Umweg von Steuerzahlungen. 

- Verknüpfung von unternehmerischer Eigeninitiative 
und gesellschaftlich erwünschtem Strukturwandel. In 
der bisherigen Praxis prallen rigide betriebswirtschaftli- 
che Planung und anarchische Zustände auf volkswirt- 
schaftlicher Ebene, bedingt durch formale, abstrakte För- 
derkriterien, aufeinander Strukturpolitisch erwünschte 
Effekte sind dabei eher zufällig. Künftig wird für unter- 
nehmerische Ideen, die mit einer demokratisch legiti- 
mierten, erwünschten Entwicklungsrichtung korre- 
spondieren, auch das erforderliche Geld vorhanden 
sein. Existenzgründerinnen und Existenzgründer, Un- 
ternehmerinnen und Unternehmer sind nicht mehr auf 
Gedeih und Verderb dem Wohlwollen der Banken aus- 
geliefert. Für die hinsichtlich einer aktiven Teilnahme 
am Wirtschaftsleben bisher diskriminierten Bevölke- 
rungsgruppen, insbesondere für Frauen und Jugendli- 
che, verbessern sich die Möglichkeiten, eigene Ideen 
selbstbestimmt und zum eigenen Nutzen im Rahmen 
marktwirtschaftlicher Strukturen umzusetzen. 

- Optimale Kontrolle einer effizienten Mittelverwendung 
bei Verzicht auf eine entsprechende Kontrollbürokra- 
tie, bei maximaler Stärkung des Verantwortungsbe- 
wußtseins aller am wirtschaftlichen Prozeß Beteiligten, 
Demokratisierung wirtschaftlicher Prozesse ohne die 
Wettbewerbsverzerrungen durch bisherige Förderphi- 
losophie. Bessere Kontrolleure des Mitteleinsatzes, des 
Schutzes vor Veruntreuung oder Vergeudung, als die 
Belegschaft selbst, zur Erhaltung bzw, Schaffung von 
deren Arbeitsplätzen öffentliche Gelder ausgereicht 
werden, sind nicht denkbar. 

Die Chance zur Mitbestimmung über die Ausgestaltung 
und Entwicklung des eigenen Arbeitsplatzes setzt Innova- 
tionspotentiale frei, deren Wirkung weit über die der ein- 
gesetzten öffentlichen Mittel hinausreichen (dafür spre- 
chen alle bisherigen Erfahrungen mit mitarbeitergeführten 
Unternehmen). 

Umgekehrt ist jede Unternehmerin und jeder Unternehmer 
bestrebt, so schnell wie möglich „Herr im eigenen Haus" 
zu werden, also so profitabel wie möglich zu produzieren, 
um die Stille Beteiligung der öffentlichen Hand schnellst- 
möglich abzulösen. Subventionsmentalität ist daher nicht 
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zu befürchten, die öffentlichen Gelder werden nicht länger 
als unbedingt erforderlich im Unternehmen verbleiben. 

Unternehmerische Initiative und Kreativität der abhängig 
Beschäftigten wirken vielmehr in eine Richtung - hin zu 
stabilen, gewinn- und damit zukunftsträchtigen Arbeits- 
plätzen. Möglicherweise wirkt die „Schicksalsgemein- 
schaft 1 ' sogar über das Ende der Stillen Beteiligung der 
öffentlichen Hand hinaus, indem dann echte Mitarbeiter- 
beteiligungen gezeichnet werden. Durch die wegen der 
veränderten Förderkulisse für sie dann „härtere 11 Marktsi- 
tuation durch Brechung ihres faktischen Geldbeschaf- 
fungsmonopols müssen Banken bei der Bereitstellung von 
Fremdkapital risikofreudiger und kulanter werden. In die- 
sem Marktszenario spielen Sparkassen, die aufgrund ihrer 
Eigentümerstruktur traditionell weit eher als andere Geld- 
institute in ihrer Geschäftspolitik auch regional- und struk- 
turpolitisch agieren, eine wichtige Rolle. Daher sind Be- 
strebungen zu ihrer Privatisierung abzulehnen. 

Stille Beteiligung der öffentlichen Hand als Hauptförder- 
weg bedeutet also keine Verstaatlichung, da es faktisch zu 
keinen Staatsbetrieben mit entsprechendem Behörden- 
überbau kommt. 

Sie bedeutet auch keine zentralistische Planwirtschaft, da 
in den Unternehmen selbst autonom entschieden wird. 

Sie bedeutet ein Minimum an Fördermitteln, da niemand 
mehr und länger als unbedingt erforderlich solche bean- 
spruchen wird. 

Sie bedeutet ein Maximum an erwünschtem Strukturwan- 
del, an Freisetzung von Kreativität, von Markt und zugleich 
Demokratie in der Wirtschaft. 

Sie bedeutet ein Minimum an Verwaltungsaufwand, da - 
außer den beschriebenen, bestehenden Institutionen - kei- 
ne zusätzlichen Organisationen mehr benötigt werden, da 
Aufwand in Ministerien und nachgeordneten Behörden ge- 
genüber dem gegenwärtigen Zustand drastisch abnehmen 
wird. 

Stille Beteiligung der öffentlichen Hand als Hauptförder- 
weg gibt durch den faktischen Rückzug der öffentlichen 
Hand aus der fremdkapitalgestützten Unternehmensfinan- 
zierung Impulse für eine - erwünschte - Neuordnung des 
Kapitalmarktes in der Bundesrepublik Deutschland. Wenn 
die öffentliche Hand nur noch als Eigenkapitalgeber be- 
reitsteht, so werden sich Umfang und Qualität der Nachfra- 
ge nach Kapital an den Börsen erheblich verbessern, was 
sich ebenfalls auf der Angebotsseite - insbesondere auch 
hinsichtlich ausländischer Anleger - niederschlagen dürfte. 

Es liegt nahe, daß diese Förderform den Steuerzahlerinnen 
und Steuerzahlern selbst unter Berücksichtigung des Risi- 
kos des Scheiterns von solchen Projekten und des damit 
verbundenen Verlustes der Stillen Beteiligungen erheblich 
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billiger als das bisherige Förderinstrumentarium kommt, 
welches jährlich rd. 70 Mrd. DM kostet. Beüef sich doch der 
volkswirtschaftliche Gesamtschaden der rd. 25 800 Insol- 
venzen in 1996 auf rd. 80 Mrd. DM, wovon mindestens 
36 Mrd. DM die öffentliche Hand belasten, da nur 44 Mrd. 
der Gesamtsumme offengebliebene Forderungen - also zu- 
mindest teilweise Außenstände bei privater Seite - waren. 


III. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, in 
Verhandlungen mit den Bundesländern bis zum Jahr 2000 die 
haushalts- und hoheitsrechtlichen Voraussetzungen für die in den 
Punkten II. 4, II. 5 und II. 6 dieses Beschlusses geforderten Refor- 
men zu schaffen. 


IV. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, im 
Rahmen der Europäischen Union bis zum Jahr 2000 

- auf eine Harmonisierung der Besteuerung von Einkünften aus 
Kapitalvermögen sowie von diesbezüglichen Kontrollmittei- 
lungen der Banken, 

- die generelle Einführung von Primärenergiesteuern, einer Bör- 
sen- sowie einer Devisenumsatzsteuer, 

- bei der anstehenden Reform der Strukturpolitik der EU auf die 
Beibehaltung der Konzentration der Mittel auf die bedürftig- 
sten Regionen sowie auf die Setzung der Prioritäten Bekämp- 
fung der Arbeitslosigkeit, Chancengleichheit für Frauen und 
Männer, Verbesserung des Umweltschutzes, Stärkung der 
Wettbewerbsfähigkeit entsprechend Punkt II. 3 im Antrag zur 
„Europapolitik der Bundesregierung", Drucksache 13/1728, 

hinzuwirken. 

Die Revision des Maastricht-Prozesses sowie die im Zusammen- 
hang mit der Osterweiterung unumgängliche Reform der Instru- 
mentarien der EU bietet hinreichende Möglichkeiten, das künfti- 
ge Gemeinschaftsrecht so zu gestalten, daß es in weit höherem 
Maße als bisher zur Beseitigung des gravierenden wirtschaftlichen 
und sozialen Gefälles zwischen den Regionen der EU beiträgt, wo- 
bei entsprechend dem Subsidiaritätsprinzip den Regionen die Ei- 
genständigkeit in der Planung und Realisierung der regionalen 
Entwicklung gehört. 
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